
Die Online-Strafanzeige

als neues Instrument der strafrechtlichen Sozialkontrolle
Erste empirische Erkenntnisse und geplante Projekte

in einem bisher weitgehend unerforschten Gebiet.1
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In den letzten beiden Jahrzehnten haben sich auf unserem Globus einige

einschneidende Ereignisse abgespielt, die bedeutende und nachhaltige Auswirkungen in

nahezu allen gesellschaftlichen Bereichen gehabt haben und in Zukunft immer noch

haben werden. Dabei ist nicht nur an den Mauerfall, die friedliche Revolution aus dem

Jahre 1989/90 und die Auflösung der bis dato starren politischen und ideologischen

Ost-West-Blöcke zu denken, sondern vor allem auch an jene Entwicklung, die man

allgemein mit dem Begriff der „digitalen Revolution“ umschreibt und die das (welt-)

gesellschaftliche Kommunikationsverhalten seit Beginn der 90er Jahre radikal

verändert hat. 

Wenn man bedenkt, dass viele von uns (wenn nicht gar alle) vor gut 10 Jahren noch

keine einzige Email geschrieben haben und noch keinerlei Zugang zum Internet hatten,

dann macht dies deutlich, welch rasanten gesellschaftlichen Veränderungen sich hier

vollzogen haben. Sie bilden auch den Hintergrund für das aktuelle Forschungsthema

„Online-Strafanzeigen“. Diese werden seit einigen Jahren als neues Instrument der

                                                          
1 Überarbeitete Fassung eines Vortrags, den der Verfasser am 22. Juni 2005 auf dem „KI 1 – Forum“ des
Bundeskriminalamtes in Wiesbaden gehalten hat.
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strafrechtlichen Sozialkontrolle angeboten und praktiziert. Über die demografische und

soziale Struktur der diesbezüglichen Nutzerinnen und Nutzer und die Abläufe und

möglichen Probleme der Anwendungspraxis der Online-Anzeigen gibt es bisher noch

so gut wie kein empirisches Wissen. Die Erforderlichkeit und Wichtigkeit von

einschlägiger kriminologischer Forschung, die zunächst einmal vorrangig deskriptiv

und explorativ angelegt sein sollte, ist somit evident. Im folgenden Beitrag sollen

einerseits erste empirische Erkenntnisse aus dem neuen Forschungsfeld (so z.B. zur

objektiven und subjektiven Struktur des Nutzungsverhaltens) vorgestellt werden,

andererseits sollen jene Forschungsfragen und Forschungsprojekte skizziert werden,

welche in der Planung sind und bei entsprechender Ressourcen-Ausstattung möglichst

zügig in Angriff genommen werden sollten.

I. Zum gesellschaftlichen Hintergrund und zum kriminologischen

Erkenntnisinteresse im neuen Forschungsfeld

Aus kriminologischer Sicht ist zu bedenken, dass die neuen Kommunikationsformen

des Internets nicht nur die Kriminalität und ihre Struktur in der Gesellschaft

beeinflussen können, sondern dass das Internet seinerseits auch den gesellschaftlichen

Umgang mit Kriminalität und speziell die Kriminalitätskontrolle verändern und neu

gestalten kann.2 Neben den zahlreichen praktischen Vereinfachungen und den damit

zusammenhängenden Chancen, welche die modernen Technologien anbieten, sind hier

jedoch auch die Gefahren und Risiken nicht zu unterschätzen, die mit automatisierten

und tendenziell überdimensionierten Überwachungstechnologien einhergehen können,

da sie in der Lage sind, die freiheitlichen Strukturen demokratischer Gesellschaften

unverhältnismäßig stark einzuschränken und zu bedrohen.

Bei der notwendigen kritischen Analyse des Einflusses der neuen

Kommunikationstechnologien auf die Kriminalitätskontrolle ist nach den gängigen

Unterscheidungen zunächst einmal der Bereich der institutionellen Kontrolle3 (Polizei,

                                                          
2 Siehe hierzu auch: Rüther, Werner, Zum Einfluss des Internets auf die Kriminalitätsstruktur und die
Kriminalitätskontrolle, in: Kriminalistik, 11/2004, S. 698-701
3 Vor dem Hintergrund der neuen technologischen Entwicklungen wird es für die zukünftige
kriminologische Instanzenforschung interessant sein zu untersuchen, inwieweit sich die
gesellschaftlichen Kontrollinstanzen durch das Internet in ihren Strukturen und in ihrem
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Staatsanwaltschaft, Gericht) von jenem der privaten Kontrolle durch die einzelnen

Anzeigenerstatter zu differenzieren. Aus den klassischen kriminologischen

Untersuchungen der 70er Jahre ist bekannt, dass der weitaus überwiegende Teil aller

registrierten Straftaten (ca. 90%) von Seiten der privaten Anzeigenerstatter in den

strafrechtlichen Kontrollprozess eingebracht werden. Von daher ist es gut begründet,

sich zunächst einmal auf jenen Kontroll-Sektor der privaten Anzeigenerstatter zu

konzentrieren, welcher rein quantitativ am meisten ins Gewicht fällt.

Es stellen sich hier die Fragen, inwieweit das Internet und die dort angebotenen

Strafanzeige-Möglichkeiten das private Anzeigeverhalten beeinflussen und damit

letztendlich auch Auswirkungen auf veränderte Ausschöpfungen des Dunkelfeldes und

auf veränderte Strukturen und Ausmaße der polizeilich registrierten Kriminalität im

Hellfeld haben. Kurz gesagt bzw. kurz gefragt: 

Inwieweit verändert das Internet das private Anzeigeverhalten und damit Umfang

und Struktur der polizeilich registrierten Kriminalität?

Dieser kriminologisch sehr bedeutenden Frage sind zunächst einmal weitere

Fragestellungen vorgeschaltet, welche in dem bisher weitgehend unerforschten Gebiet

der Online-Strafanzeigen von Interesse sind und wozu erste empirische Antworten

gesucht und (soweit zum jetzigen Zeitpunkt bereits vorhanden) im Folgenden

vorgestellt werden sollen.

II. Zur Genese der Online-Strafanzeige-Praxis speziell in Nordrhein-Westfalen

Die ersten Anfänge dieses neuen Anzeige-Instruments lassen sich um die

Jahrtausendwende (Juni 1999/ April 2000) herum datieren. Die Online-Strafanzeige

wurde wie so viele moderne Neuerungen nicht zentral von oben geplant und

implementiert, sondern zunächst ganz dezentral und sozusagen von der Basis, von

                                                                                                                                                                        
Kontrollverhalten verändert haben. Dieser sicherlich hochinteressante und hochkomplexe Bereich soll
hier nur aufgezeigt und nicht näher analysiert werden.
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einzelnen Polizeibeamten einer einzigen Polizeibehörde (Polizeipräsidium Köln) mehr

oder weniger autonom und autodidaktisch entwickelt, erprobt und eingeführt.

Als im Sommer 1999 in der rheinischen Metropole Köln zwei internationale, politische

Großereignisse anstanden (EU-Gipfel, G7-Gipfel), nahm man dies bei der Kölner

Polizeibehörde zum Anlass, sich den modernen Kommunikationsmedien gegenüber

aufgeschlossen zu zeigen und ein eigenes behördliches Internetportal zu präsentieren,

welches selbstverständlich auch zur Kontaktaufnahme für alle interessierten

(Netz)Bürger eine Email-Adresse anbietet. 

Diese Email-Adresse wurde in der Folgezeit auch von vielen Bürgerinnen und Bürgern

zur Kontaktaufnahme mit der Polizei genutzt. Deutlich vermehrt kam es auch zur

Erstattung von Strafanzeigen aller Art durch ein formloses Email-Schreiben, worauf die

Behörde mit ihren weitgehend noch traditionellen und konventionellen Arbeitsweisen

nicht angemessen vorbereitet war. Dies führte mehr oder weniger zwangsläufig zu

Irritationen und Konflikten innerhalb der Gruppe der polizeilichen Sachbearbeiter und

zu Forderungen nach einer Neuorganisation der bisherigen Vorgehensweise im

Umgang mit den neuartigen Strafanzeigen, die über das Internet an die Polizei

herangetragen wurden. Die Idee einer Strukturierung solcher Online-Anzeigen zur

allgemeinen Verbesserung der Handhabung für alle Beteiligten war geboren und sie

wurde in der Folgezeit durch den Einsatz einzelner, besonders engagierter und

einschlägig kompetenter Beamter umzusetzen versucht. Mit dem neuen Jahrtausend bot

die Kölner Polizei ab April 2000 auf ihrer Website dann auch ein spezielles, selbst

gestricktes Formular zur strukturierten Erstattung von Online-Strafanzeigen an,

welches anschließend mit gewissen Korrekturen eine vierjährige Erprobungsphase (bis

März 2004) durchlaufen hat. Eine erste empirische Überprüfung und Evaluation hat im

Jahr 2002 durch die Fachhochschule (FH) der Polizei Köln stattgefunden. Im Rahmen

einer Projektarbeit hat Marcus Polzer4 eine Onlinebefragung von mehreren Hundert

Online-Anzeigern durchgeführt, auf deren Ergebnisse weiter unten noch näher

eingegangen werden wird.

                                                          
4 Polzer, Marcus, Die Online-Anzeige des PP Köln – Eine Evaluation nach 22 Monaten. Köln 2002
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In der Folgezeit wurden in verschiedenen anderen Polizeibehörden des Landes

Nordrhein-Westfalen (NRW) (so z.B. in Aachen, Bochum, Höxter, Wesel) weitere

derartige, regional begrenzte, behördenspezifische Online-Anzeige-Angebote

eingerichtet. Auch das Polizeipräsidium Bonn hat noch in der Zeit von März bis

Dezember 2004 ein eigenes Online-Anzeige-Portal geschaltet, welches von über 1000

Personen genutzt wurde.

Es hat sich jedoch gezeigt, dass es in diesem modernen vernetzten

Kommunikationsbereich wenig sinnvoll ist, die Praxis der Online-Anzeigen im ganzen

Lande dezentral und somit von Behörde zu Behörde in jeweils unterschiedlicher und

mehr oder weniger voneinander abweichender Form anzulegen. Es sprechen vielmehr

einige gewichtige Gründe dafür, im Rahmen der weitgehend vernetzten Online-

Kommunikation auch ein möglichst einheitlich gestaltetes landesweites, zentrales

Portal zu schaffen, welches mit den modernen Standards kompatibel ist und eine

adäquate Vernetzung aller Einzelbehörden ermöglicht. Dieses Portal wurde dann

letztendlich beim Innenministerium NRW im Rahmen des geplanten Ausbaus von E-

Government und Bürgerservice eingerichtet und am 22.3.2004 gestartet. Die dort mit

einheitlichem Format eingehenden Anzeigen werden weitgehend automatisiert an die

(nach dem Tatortprinzip) zuständigen Polizeibehörden weitergeleitet. Dort werden die

Anzeigen dann nach den jeweils eigenen behördlichen Zuständigkeitsregelungen auf

die verschiedenen Kommissariate bzw. Sachbearbeiter verteilt. Dort hat dann die

eigentliche Bearbeitung zu beginnen. In der „Anzeigen-Zentrale“ des

Innenministeriums verbleiben die allgemeinen Daten zu allen eingegangenen Online-

Anzeigen, was von daher auch erste Auswertungen und quantitative Analysen zur

Nutzungsfrequenz und zur Nutzungsstruktur möglich macht.

III. Vorhandene Erkenntnisse zur Nutzungsfrequenz und Nutzungsstruktur der

Online-Anzeigen

Innerhalb des ersten Jahres (1.4.2004 – 31.3.2005) sind über das zentrale NRW-Portal

insgesamt 16803 Online-Anzeigen gestellt worden, was einer durchschnittlichen

Anzeige-Häufigkeit von 1400 Anzeigen pro Monat entspricht. Bei ca. 1,5 Millionen
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polizeilich registrierten Straftaten pro Jahr in Nordrhein-Westfalen (NRW)5 gehen

danach kaum mehr als 1 % aller Straftaten auf Online-Anzeigen zurück. Bei insgesamt

gut 18 Millionen Einwohnern in NRW6 beträgt die Quote jener Bürger, die schon

einmal eigene praktische Erfahrungen mit einer Online-Strafanzeige gemacht haben,

weit weniger als 1%. Es handelt sich somit um ein Instrument, welches bisher

offensichtlich (noch) sehr wenig bekannt und kaum populär ist und somit in Zukunft

noch einiges Ausbau- und Entwicklungspotenzial besitzt. Hinsichtlich der bisherigen

Entwicklung und Struktur der Population aller Online-Anzeiger/innen im Land

Nordrhein-Westfalen (NRW) liegen einige wenige, aber durchaus interessante Daten

vor, auf die im Folgenden etwas näher eingegangen werden soll.

Zur quantitativen Entwicklung im Zeitablauf (1.4.2004 - 31.3.2005)

Während in den ersten beiden Anfangsmonaten (April und Mai 2004) nach dem Start

des zentral geschalteten Online-Anzeigeportals in NRW die monatliche

Anzeigenfrequenz noch unter 1000 Anzeigen gelegen hat, hat sie sich dann seit Juni

2004 um ca. ein Drittel auf nahezu 1500 Anzeigen pro Monat erhöht und sie ist seitdem

mit leichten Schwankungen in etwa auf diesem Niveau verblieben.

                                                          
5 Siehe hierzu: Bundeskriminalamt (BKA), Polizeiliche Kriminalstatistik 2004, Wiesbaden 2005, Tab.
T9
http://www.bka.de/pks/pks2004/index2.html

6 siehe hierzu: Bundeskriminalamt (BKA), Polizeiliche Kriminalstatistik 2004, Wiesbaden 2005, Tab. T9
http://www.bka.de/pks/pks2004/index2.html
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Häufigkeit und Entwicklung 
der Online-Anzeigen in NRW

1. April 2004 – 31. März 2005 / N = 16.803
Im Durchschnitt 46 Anzeigen/ am Tag
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Die Schwankungen lassen sich vermutlich dadurch erklären, dass das neue Instrument

und die neue Möglichkeit der Online-Strafanzeige durch verschiedene gezielte

Aktivitäten des Referats für Öffentlichkeitsarbeit des nordrhein-westfälischen

Innenministers vorgestellt und bekannt gemacht wurden. So lässt sich relativ klar

feststellen, dass nach jeder (etwa im Abstand von drei Monaten) durchgeführten und

einschlägigen Presseaktion in der Folgezeit auch die Häufigkeit der Online-Anzeigen

für einige Tage merklich angestiegen ist. Nach einem gewissen Zeitabstand pendelten

sich die Anzeigen dann allerdings wieder auf das anfängliche Durchschnittsniveau ein.

Dies unterstützt die durchaus plausible Annahme, dass das quantitative Online-

Anzeige-Aufkommen (allerdings nur in gewissen Grenzen) durch gezielte

Öffentlichkeits- und Medienarbeit steigerbar bzw. steuerbar ist.

2. Zur regionalen Verteilung auf die einzelnen Polizeibehörden

Diese Steuerbarkeit gilt in gewisser Weise auch für die regionale Verteilung auf die

einzelnen Polizeibehörden, die bei näherer Betrachtung sehr ungleichgewichtig ausfällt

und auf den ersten Blick nur wenig mit der vermutlichen realen Verteilung des

Straftatenaufkommens in den einzelnen Polizeiregionen zu tun hat. 
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Verteilung der Online-Anzeigen 
auf die einzelnen Polizeibehörden in NRW

• Etwa die Hälfte aller Online-Anzeigen konzentrieren sich 
auf nur wenige Polizeibehörden (insgesamt 7 von 49). 
Dabei fällt jede fünfte Anzeige allein beim PP Köln an:

• 1.) PP Köln: 19,4% (n=3734; 10,2 / pro Tag)*
• 2.) PP Aach.: 6,8% (n=1304; 3,6 / pro Tag)
• 3.) PP Bonn: 5,7% (n=1106; 3,0 / pro Tag)**
• 4.) PP D‘dorf: 5,5% (n=1053; 2,9 / pro Tag)
• 5.) PP Münst.: 5,2% (n=1001; 2,7 / pro Tag)
• 6.) PP Duisb.: 3,7% (n=711; 2,0 / pro Tag)
• 7.) PP Dortm.: 3,6% (n=689; 1,9 / pro Tag)

** Beim PP Bonn hat es im Laufe des Jahres 2004 ein eigenes zusätzliches Internet-Portal gegeben 
mit weiteren über 1000 Online-Anzeigen; insoweit liegt Bonn in NRW nach Köln klar an 2. Stelle.

* Im Vergleich dazu gab es bei der Kölner Polizei im letzten Jahr 700.000 Notrufe / 1900 pro Tag. 
Das heisst: auf eine einzige Online-Anzeige kommen etwa 200 mal so viele Notrufe.

Etwa die Hälfte aller Online-Anzeigen konzentrieren sich auf nur wenige

Polizeibehörden des Landes NRW (genau: auf insgesamt 7 von 49). Dabei fällt auf,

dass es sich bei diesen sieben hier führenden Polizeibehörden ausnahmslos um solche

Behörden aus Universitätsstädten mit einem relativ großen studentischen

Bevölkerungsanteil handelt. Dies mag darauf hindeuten, dass das Instrument der

Online-Anzeigen überproportional häufig von relativ jungen und netzaktiven Leuten

aus dem studentischen und akademischen Milieu genutzt wird.

Mit 3734 Online-Anzeigen im Jahr (das sind über 10 Online-Anzeigen pro Tag) fällt

der weitaus größte Anteil (nahezu 20%) auf die Polizeibehörde Köln. Während somit

jede fünfte Online-Anzeige bei dieser Behörde eingeht, liegt der Anteil der Kölner

Behörde an sämtlichen registrierten Straftaten in NRW bei weniger als 10%.7 

In der obigen zentralen Statistik des Innenministeriums NRW rangiert die

Polizeibehörde Aachen mit insgesamt 1304 Online-Anzeigen auf dem ersten Blick

zwar an zweiter Stelle; bei näherer Betrachtung muss man diesen Platz jedoch der

Polizeibehörde Bonn zuschreiben, da zu den 1106 zentral registrierten Online-

                                                          
7 Für das Jahr 2004 wurden laut Polizeilicher Kriminalstatistik (T9)in NRW insgesamt 1.531.647
Straftaten registriert; davon fielen auf die Kölner Behörde (nach der PKS, T11) insgesamt 138.195; das
sind genau 9,0%.
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Anzeigen noch einmal weit über 1000 Anzeigen hinzugezählt werden müssen, welche

im Laufe des Jahres 2004 über ein spezielles Bonner Online-Portal zusätzlich

eingegangen sind8. Erst danach (ab Dezember 2004) sind alle Bonner Anzeigen nur

noch über das zentrale Portal des Innenministers aufgenommen und registriert worden.

Insoweit muss man für die Bonner Behörde alle Online-Anzeigen des Jahres 2004 aus

den beiden unterschiedlichen Quellen addieren. Dann ergeben sich weit mehr als 2000

Bonner Online-Anzeigen. Deutlich mehr als 10% aller Online-Anzeigen im Lande

NRW sind danach in dieser Zeit über die Bonner Behörde gelaufen. Hinsichtlich aller

registrierten Straftaten in der Polizeilichen Kriminalstatistik des Landes NRW liegt der

Anteil von Bonn dagegen bei nur gut 2%. Bonn scheint somit ähnlich wie Köln eine

spezielle Attraktivität für Online-Anzeiger zu besitzen.

3. Zum möglichen Einfluss der Platzierung und Gestaltung der jeweiligen

behördlichen Anzeige-Portale

Die besondere Attraktivität von Köln hängt vermutlich mit der speziellen Genese der

Online-Anzeige zusammen; beim Polizeipräsidium Köln hat sie ja schließlich ihren

Ausgang genommen (s.o. Kapitel II). Hier kann sie die längste und intensivste

Anwendungspraxis vorweisen. Sie scheint von daher in der Bevölkerung bekannter zu

sein als in anderen Städten und Regionen des Landes. Zur Erklärung der

unterschiedlichen Bekanntheit und Nutzungsfrequenz der Online-Anzeigen in der

Bevölkerung bietet es sich an, auch einmal zu überprüfen, welchen Einfluss

möglicherweise die Gestaltung und Aufmachung der jeweiligen behördlichen Online-

Anzeige-Portale haben. Es ist zu vermuten, dass eine Behörde ihr Angebot zur Online-

Anzeige umso weniger auffällig auf ihrer eigenen Homepage platziert umso weniger

sie am Eingang solcher Anzeigen interessiert ist. Denn vielfach gibt es in den Reihen

der „traditionell eingefahrenen, altbewährt handelnden“ Polizeipraktiker relativ große

Bedenken und Zurückhaltungen, mit den „neuartigen, modernen“ Online-Anzeigen

angemessen und im Sinne einer insgesamt größeren Effizienz umzugehen.9 Je nach

                                                          
8 Dies macht es möglich, dass die Bonner Online-Anzeiger in einem speziellen Untersuchungsschritt in
Form eines vorgeschalteten Pretests gesondert befragt werden konnten.
9 aus diesem Grunde ist es unbedingt wichtig, die Praxis der Online-Anzeigen nicht nur durch eine
Befragung der Anzeigensteller zu untersuchen, sondern vor allem auch durch eine Befragung der
Anzeigenanwender; dies führt zwangsläufig zu einem umfassenden Implementationsprojekt dieses
modernen Instruments, welches möglichst alle Betroffenen und Beteiligten einbezieht. (s.u. Kapitel V)
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Stand und Einschätzung der diesbezüglichen (Implemetations-)Problemlage10 und je

nach Einfluss der behördlichen Bedenkenträger kann das Interesse einer Polizeibehörde

an zusätzlichen Online-Anzeigen doch sehr begrenzt sein. Zusätzliche Propaganda und

Werbung für Online-Anzeigen wäre in derartigen Situationen eher kontraproduktiv und

weniger erwünscht. Die Gestaltung und Platzierung des Links zur Online-Anzeige auf

der eigenen behördlichen Homepage kann hier erste Hinweise darüber geben, wie die

jeweilige behördliche Bewertung der Online-Anzeige zu sehen ist. Je versteckter und

weniger auffallend der Anzeigehinweis platziert ist, desto geringer darf man das

behördliche Interesse hieran vermuten.

Bei einer diesbezüglichen Analyse aller Websites der 49 Polizeibehörden des Landes

NRW (im Frühjahr 2005) ist aufgefallen, dass speziell die Polizeibehörde Bonn den

Hinweis auf das Angebot zur Erstattung einer Online-Strafanzeige an sehr zentraler,

kaum zu übersehender Stelle platziert hat. Von allen 49 Polizeibehörden des Landes

(30 Kreispolizeibehörden und 19 Polizeipräsidenten) war eine ähnlich zentrale und

auffallende Platzierung nur noch bei neun weiteren Behörden zu erkennen:

Die unterschiedliche behördliche Platzierung 
der „Links“ zur Online-Anzeige

493019alle

16133gar nicht
z.B. wg. fehlender 

Internetseite

1156versteckt
über weiteren Link

1275untergeordnet
am Rand

1055relativ auffällig
zentral

insgesamtKreis-Polizei-
Behörde

Polizei-
Präsident

Art 
der Platzierung

Auffallend ist bei dieser Auswertung, dass bei knapp einem Drittel aller

Polizeibehörden überhaupt kein Hinweis oder Link auf die Möglichkeit der Online-

                                                          
10 so kann zumindest eine wohl begründete Hypothese lauten
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Strafanzeige festzustellen war. Es bleibt weiteren Untersuchungen vorbehalten,

inwieweit diese unterschiedlichen Präsentationsformen und Angebotsstrukturen

bezüglich der Online-Anzeigen auch einen Einfluss auf die unterschiedlichen

regionalen Nutzungsstrukturen haben und inwieweit man somit durch entsprechende

Gestaltung der jeweiligen Internet-Portale das Online-Anzeige-Aufkommen und somit

letztendlich auch den polizeilich registrierten Kriminalitätsumfang mitgestalten kann.

4. Zur Deliktsstruktur der Online-Anzeigen

Um zu erfahren, welche Arten von Straftaten bzw. welche Arten von Delikten über das

Instrument der Online-Anzeige Eingang in die Polizeiliche Kriminalstatistik finden, ist

es wichtig, zunächst einmal alle diesbezüglichen  Informationen zu sammeln. Im

Rahmen unserer eigenen zukünftigen Forschungsarbeiten werden wir relativ

differenzierte Angaben hierzu sowohl über die geplante Online-Befragung der Online-

Anzeiger als auch über die detaillierte Auswertung der vorliegenden Anzeigentexte

erwarten dürfen. 

Zum jetzigen Zeitpunkt existieren zur Deliktsstruktur allerdings nur sehr grobe und

wenig differenzierte offizielle Daten und Auswertungen. So bietet sich derzeit für eine

erste empirische Annäherung jene fünfstufige Klassifizierung an, die auf dem zentralen

Anzeige-Formular des Landes NRW angeboten wird. Dort wird jede Person, die eine

Anzeige erstatten möchte, zunächst gefragt, wo sie ihr anzuzeigendes Delikt einordnen

will: 

1. Diebstahl, Betrug u.a. Eigentumsdelikte

2. Körperverletzung, Beleidigung u.ä.

3. Straftaten im Straßenverkehr

4. Straftaten im Zusammenhang mit dem Internet

5. Sonstige Straftaten und Vorfälle

Je nach persönlicher Einordnung gelangt man im Anschluss auf ein spezielles von

insgesamt fünf unterschiedlichen Online-Anzeigeformularen. Diese grobe

Selbsteinordnung ermöglicht eine erste grob differenzierte Auswertung der Online-
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Anzeigen nach fünf Deliktsbereichen. Wir haben diese Auswertung sowohl für die

gesamte Population des Landes NRW (für zwei verschiedene Zeiträume) als auch für

die spezielle Population der Polizeibehörde Bonn (für einen Zeitraum) vorgenommen

und in einer Tabelle mit den jeweiligen Prozentanteilen vergleichend dargestellt:

Deliktsstruktur der Online-Strafanzeigen 
in NRW und in Bonn (in %)

*

* Davon etwa die Hälfte: „Fahrrad-Diebstahl“

**

** Davon etwa drei Viertel: „Ebay-Betrug“

Danach ist deutlich erkennbar, dass der überwiegende Teil (weit über 50%) aller

Online-Strafanzeigen sich auf Diebstahls-, Betrugs- und andere Eigentumsdelikte

bezieht. Bei einer näheren Analyse der Bonner Anzeigen hat sich gezeigt, dass davon

noch einmal etwa die Hälfte den Fahrraddiebstahl betrifft. Dieser scheint somit das am

häufigsten „online“ angezeigte Einzeldelikt zu sein. Erst danach folgen mit einem

relativ großen Abstand (um die 15%) die Straftaten im Zusammenhang mit dem

Internet. Diese werden dann überwiegend (zu 75%) durch das Phänomen des

sogenannten „Ebay-Betrugs“ bestimmt.

Mit ebenfalls knapp 15% fallen dann an dritter Stelle auch noch die Verkehrsdelikte

(z.B. „Drängeln auf der Autobahn“) mit einer gewissen Häufigkeit bei den Online-

Anzeigen ins Auge. Körperverletzungsdelikte und alle sonstigen Delikte sind

demgegenüber deutlich weniger vertreten.  
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5. Zur demografischen Struktur der Online-Anzeiger nach Geschlecht und Alter

Hinsichtlich der Frage, welche Personen denn nun eigentlich das neue Instrument der

Online-Strafanzeigen nutzen, wird man differenziertere Erkenntnisse durch die derzeit

von uns geplanten Online-Befragungen erwarten dürfen. Zum jetzigen Zeitpunkt kann

man erste Anhaltspunkte über die Geschlechter- und Altersstruktur der Online-

Anzeiger gewinnen, wenn man verschiedene offizielle Quellen und eigene

Auswertungen und Statistiken heranzieht. 

Welche Personen stellen eine Online-Strafanzeige ?
Zur demografischen Struktur der Online-Anzeiger (in %)

126

14,4

52,4

33,3

35,0

65,0

Online-Anzeigen
Innenminister

NRW
(Stichprobe März 

05)

16,220,350 Jahre u. älter

1203190.143N =

54,349,930 – 49 Jahre

29,529,8bis 29 Jahre

Alter
36,732,8weiblich

63,367,2männlich

Online-Anzeigen
PP Bonn

März – Dezember 
2004

Internet-Crime
Complaint Center

USA 
(Jan.- Dez. 2004)Geschlecht

Quelle: National White Collar Crime Center/ FBI, Hrsg., 
IC3 2004 Internet Fraud – Crime Report, Washington 2005

Danach zeigt sich in allen Populationen und Regionen (USA, NRW, Bonn) ein

ähnliches Bild: ca. zwei Drittel aller Online-Anzeiger sind männlich, nur etwa ein

Drittel ist weiblich. Das entspricht weitgehend der bekannten Geschlechterstruktur der

aktiven Internet-Nutzer; hier sind derzeit die Männer (immer noch) in der Überzahl,

obwohl die weiblichen Netz-Teilnehmerinnen tendenziell aufholen. 

Ähnlich verhält es sich mit den einzelnen Altersgruppen; besonders jene älteren

Jahrgänge (ab 50 Jahre und älter), welche auch bei der allgemeinen Online-Nutzung

deutlich unterproportional vertreten sind, bilden auch bei den Online-Anzeigern die am
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geringsten aktive Altersgruppe. Hier fällt auf, dass die mittlere Altersgruppe der 30-49-

Jährigen die quantitativ stärkste Gruppe (mit gut 50%) darstellt. Dies gilt nicht nur für

die uns vorliegenden Daten aus NRW und Bonn, sondern vergleichsweise auch für die

Daten des „Internet-Crime Complaint Center“ aus den Vereinigten Staaten. 

IV. Erste Kenntnisse zur Struktur der subjektiven Seite der Online-Anzeiger

Objektive Struktur- und Nutzungsdaten stellen die eine Seite der empirischen

Erkenntnisse zur Praxis der Online-Strafanzeigen dar. Auf der anderen Seite

interessieren den sozialwissenschaftlichen Forscher jedoch auch die eher „subjektiven“

Daten. Im Vordergrund stehen hier vor allem die Einstellungen und Meinungen der

Online-Anzeiger zu dem neuartigen Instrument der strafrechtlichen Sozialkontrolle und

die Schilderungen und Bewertungen der eigenen Erfahrungen. Es bietet sich an,

derartige Erkenntnisse über eher „subjektive“ Einstellungs- und Verhaltensvariablen

durch den gezielten Einsatz von mündlichen und schriftlichen Befragungen zu suchen.

Bei der speziellen Thematik der „Online-Strafanzeigen“ erscheint der Einsatz von

„Online-Befragungen“ als besonders angemessen.11 

1. Onlinebefragung von ca. 200 Kölner Online-Anzeigern aus dem Jahr 2001

durch die Fachhochschule (FH) Köln

Eine erste derartige Online-Befragung von Online-Anzeigern ist im Jahr 2002 von

Marcus Polzer (Fachhochschule für öffentliche Verwaltung, Köln) im Rahmen einer

Seminararbeit durchgeführt worden.12

Er hat zu diesem Zweck insgesamt 620 Online-Anzeiger aus den Jahren 2000-2001 per

E-Mail angeschrieben und „online“ um die Beantwortung eines Fragebogens gebeten,

welcher neben der Bewertung von mehr technischen Details (z.B. zum Layout der

Anzeige-Formulare) auch einige kriminologisch relevante Fragestellungen enthielt.

                                                          
11 Anders als bei allgemeinen Bevölkerungsbefragungen kann man bei dieser speziell zu befragenden
Population von einer großen Repräsentativität ausgehen.
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Zentrale Fragen und Antworten 
einer ersten Evaluation

durch die FH Köln für öff.Verw. (2002)
(N = 620 angeschrieben; n = 219 geantwortet; 35%)

• Woher war Ihnen die Möglichkeit der Online-Anzeige bekannt ?
Nahezu die Hälfte aller Befragten war unmittelbar über das Internet 
informiert worden.

• Warum haben Sie auf diesem Wege (in erster Linie) Anzeige erstattet ?
Nahezu zwei Drittel haben geantwortet, weil es so für sie persönlich 
einfacher und weniger aufwendig war.

• Hätten Sie ohne die Möglichkeit der Online-Anzeige überhaupt 
Anzeige erstattet ?
Ein Drittel der Befragten hat hier mit „nein“ geantwortet; diese Quote 
kann man als quantitativen Anhaltspunkt für die Höhe der zusätzlichen 
Dunkelfeldausschöpfung durch Online-Anzeigen interpretieren.

• Würden Sie noch mal auf diesem Wege Anzeige erstatten ?
Fast alle (94%) haben diese Frage bejaht.

• Wie zufrieden waren Sie mit Informationen zum weiteren Ablauf / 
Rückmeldung ?
Gut ein Drittel (36,5%) der Befragten war mit dem weiteren Ablauf und 
der Rückmeldung von Seiten der Polizei nicht zufrieden.

Quelle: Polzer, Marcus, Die Online-Anzeige des PP Köln – Eine Evaluation nach 22 Monaten. FH Köln 2002

Von den 620 angeschriebenen Personen haben sich immerhin 219 (= 35%) auch an der

Befragung aktiv beteiligt. Die meisten Online-Anzeiger (ca. 2/3) geben als wichtigsten

Grund dafür an, dass sie die Strafanzeige „online“ erstattet haben: „Weil es so für mich

weniger aufwendig und einfacher war.“ Auf die gezielte Frage hin, ob sie auch ohne

die Möglichkeit der Online-Anzeige überhaupt Anzeige erstattet hätten, haben

immerhin mehr als 30% geantwortet, dass sie dies dann wohl eher nicht getan hätten.

Das bedeutet, dass allein durch das neue Online-Angebot ca. 30% aller Online-

Anzeigen zusätzlich erstattet worden sind und somit das bestehende Dunkelfeld an

polizeilich zu registrierenden Straftaten durch dieses neuartige Angebot entsprechend

intensiver ausgeschöpft worden ist. Es bleibt zu fragen, inwieweit dies in Zukunft

gesellschaftlich und kriminalpolitisch (vor dem Hintergrund der Überstrapazierung

begrenzter polizeilicher und justizieller Ressourcen) unbedingt wünschenswert

erscheinen muss oder ob der damit verbundene deutliche Anstieg der polizeilich

registrierten Straftaten im Bagatellbereich, welche dann später zum großen Teil

eingestellt werden, nicht auch eher kritisch betrachtet werden muss.
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2. Onlinebefragung von ca. 100 Bonner Studierenden aus dem Jahr 2005 durch

die Uni Bonn

Im Sommersemester 2005 sind im Rahmen der von mir an der Universität Bonn

angebotenen Grundlagen-Vorlesung „Empirische Rechtssoziologie“ insgesamt 137

Studierende per E-Mail zur Beteiligung an einer „Online-Befragung“ über verschiedene

aktuelle rechtssoziologisch und kriminologisch relevante Themen eingeladen worden.

Ein Themenbereich bezog sich dabei auch auf die „Online-Strafanzeige“. Es sollten

diesbezügliche Kenntnisse und eventuelle Erfahrungen und Einschätzungen abgefragt

werden.

Von den 137 angeschriebenen Studierenden haben 101 (= 74%) auch geantwortet.

Besonders auffallend und überraschend hinsichtlich der Ergebnisse war, dass das

neuartige Angebot der Online-Strafanzeige (selbst) innerhalb dieser besonders

netzaktiven Gruppe der Studierenden zum überwiegenden Teil (zu 58%) überhaupt

nicht bekannt war und noch so gut wie gar nicht (nur zu 1%) genutzt worden war. Die

Einstellungen zur grundsätzlichen Möglichkeit der Erstattung von Online-Strafanzeigen

waren dagegen überwiegend positiv13, was auf ein gewisses zukünftiges Aktivierungs-

und Ausschöpfungspotenzial hindeutet. Es erscheint dabei aus kriminalpolitischer Sicht

als eine wichtige Zukunftsausgabe, dieses Potenzial im Sinne einer positiven Kosten-

Nutzen-Bilanz für die Kriminalitätskontrolle einzuschätzen, um es möglichst effizient

ausschöpfen zu können.

Als mögliche Risiken und Gefahren hinsichtlich der Online-Strafanzeigen werden

durch die Studierenden vor allem folgende Punkte erwähnt:

- Missbrauchsgefahr durch Denunzianten und Spaßanzeiger: 73% und 75%

- Überfrachtung der Kontrollinstanzen mit massenhaften Bagatelldelikten: 68%

Vor allem das „Denunzianten-Risiko“ wird in Rücksprache mit einzelnen

Polizeipraktikern als wohl maßlos überschätzt angesehen; es kann wohl vor allem auf
                                                          
13 Weit mehr als die Hälfte aller Antwortenden weisen auf die besonders zu erwartenden Zeitersparnisse
und auf den wahrscheinlichen Abbau von Hemmschwellen gegenüber der Polizei hin; nahezu 70%
betonen die besonderen Vorteile der Online-Anzeigen speziell für behinderte und weniger mobile
Menschen.
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einzelne übertriebene „Horror-Darstellungen“ in verschiedenen (Boulevard)-Medien

zurückgeführt werden. Zur Überprüfung dieser These bedarf es in Zukunft auch einer

systematischen Auswertung von Medienberichten über die Praxis der Online-

Strafanzeige.

Hinsichtlich der offensichtlich vorhandenen Implementationsprobleme, welche wir in

ersten informellen Gesprächen mit einschlägigen Polizeipraktikern relativ häufig

mitgeteilt bekommen haben, sind neben der Befragung von Anzeigenstellern auf jeden

Fall auch Befragungen von Anzeigenbearbeitern sinnvoll und empfehlenswert. Dies

führt nach Zusammenfassung und Bewertung der bisherigen Erkenntnisse zu folgenden

konzeptionellen Überlegungen für die Durchführung weiterer Forschungsschritte. 

V. Konzeption eines explorativen, flexiblen und ausbaufähigen NRW-

Forschungsprojekts 

Die hier vorgestellten Forschungsschritte bilden ein ineinander greifendes und

aufeinander aufbauendes Gesamtkonzept, welches einerseits aufgrund der (derzeit

noch) begrenzten Forschungsressourcen14 möglicherweise nicht vollständig realisiert

werden kann, welches andererseits jedoch (je nach finanzieller Unterstützungslage)

auch noch weiter ausgebaut und vor allem auch international noch weiter entwickelt

und ausgeführt werden kann.

1. Online-Befragung15 aller 1047 Online-Anzeiger des Jahres 2004 der

Polizeibehörde Bonn

Diese Befragung soll gleichzeitig als Pretest für die anschließend geplante Online-

Befragung einer repräsentativen Stichprobe (n=4000) aller bisherigen Online-

Anzeiger in NRW (N=20.000+) dienen.

                                                          
14 Das gesamte Forschungsprojekt „Praxis der Online-Strafanzeigen“ wird zum gegenwärtigen Zeitpunkt
(Sommer 2005) allein mit eigenen Institutsmitteln betrieben; neben dem Projektleiter (W. Rüther) ist
derzeit eine wiss. Hilfskraft (C. Janssen) aus dem strafrechtlichen Institut in reiner (unbezahlter)
Nebenbeschäftigung beteiligt, mit dem zentralen Ziel, sich mit der Bearbeitung dieses Themas
wissenschaftlich zu qualifizieren, das heißt: zu promovieren.

15 Unser Institut hat bereits einschlägige positive Erfahrungen mit der Durchführung von Online-
Befragungen speziell bei Studierenden gemacht und kann hier auf das erprobte Befragungs-Tool
„Umfragecenter 3.4“ von „Uni-Park/ Globalpark“ zurückgreifen.
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Inhaltliche Zielsetzung

Da seit März des Jahres 2004 speziell im Lande Nordrhein-Westfalen16 allen

Bürgerinnen und Bürgern über das Online-Portal des Innenministeriums die

Möglichkeit geboten wird, auch sozusagen „per Mausklick“ Strafanzeigen zu stellen,

erscheint es besonders interessant, empirisch zu untersuchen, welche Hintergründe,

welche Strukturen und vor allem auch welche Auswirkungen auf die registrierte

Kriminalität diese neue Online-Strafanzeigen-Praxis hat. Je häufiger dieses neue

Instrument genutzt wird und je häufiger dadurch Strafanzeigen gestellt werden, die auf

klassische Weise nicht gestellt worden wären, desto intensiver wird das Grenz- bzw.

Dunkelfeld ausgeschöpft und desto deutlicher steigt die offiziell registrierte

Kriminalität. Um zukünftige Zahlen der Polizeilichen Kriminalstatistik vor diesem

Hintergrund besser und adäquater interpretieren zu können, ist es erforderlich,

empirisch mehr über die Motive und die Praxis der neuen Online-Strafanzeiger zu

wissen.

Zeitliche Planung

Die Online-Befragung der 1047 Bonner Online-Anzeiger hat am 31.8.05 begonnen17;

sie soll im Laufe der ersten Septemberhälfte 2005 abgeschlossen werden. Vor dem

eigentlichen Start der Befragungsaktion hat eine Unterrichtung der lokalen Medien

über die Pressestelle der Universität Bonn stattgefunden, um die Öffentlichkeit und alle

potenziell von der Befragung Betroffenen über das Forschungsprojekt zu informieren.18

Die Auswertung der „Bonner“ Online-Befragung soll direkt im Anschluss an die

Erhebungsphase noch im Herbst des Jahres 2005 durchgeführt werden. Die

Erkenntnisse dieses Pretests sollen dann in die endgültige Formulierung des

Fragebogens der Hauptuntersuchung umgesetzt werden.

Mit der Durchführung der Hauptuntersuchung ist spätestens zu Beginn des nächsten

Jahres (2006) zu rechnen.
                                                          
16 Auch in anderen Bundesländern (wie z.B. Brandenburg, Berlin, Baden-Württemberg, Hessen,
Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vorpommern) werden derartige Angebote seit einiger Zeit erprobt. Eine
flächendeckende Praxis im gesamten Bundesgebiet ist derzeit jedoch (noch) nicht realisiert. 
17 Die Einladungsmails mit dem entsprechenden Link auf den Online-Fragebogen sind am 31.8.05 durch
den Bonner Polizeipräsidenten verschickt worden; die ausgefüllten Antwortbogen gelangen direkt auf
einen Server, welcher unserem Forschungsinstitut zur weiteren Auswertung der Antworten zugänglich
ist. Bereits am ersten Tag sind dort  mehr als 150 (ca. 15%) ausgefüllte Fragebogen angekommen.
18 Die entsprechende Pressemitteilung findet sich unter folgenden Link:
http://www.uni-bonn.de/Aktuelles/Presseinformationen/2005/315.html
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Als weitere wichtige Forschungsschritte sind derzeit geplant:

2. Expertengespräche mit einzelnen ausgewählten Polizeipraktikern aus

verschiedenen Polizeibehörden (z.B. Köln, Bonn, Aachen) über zentrale

Implementationsprobleme in der Praxis

3. Schriftliche Befragung der für Online-Anzeigen zuständigen Polizeibeamten

auf den Dienststellen in ganz NRW über ihre Anwendungsprobleme in der

Alltagspraxis (möglichst „online“)

4. Inhaltsanalyse einer Stichprobe von ca. 1200 Online-Anzeigen aus Nordrhein-

Westfalen und speziell aus der Region Bonn

5. Medienanalyse der Berichterstattung über Online-Anzeigen und der

unterschiedlichen Präsentation von Online-Anzeige-Portalen

Zentraler Aspekt der Vorgehensweise für alle einzelnen Forschungsschritte ist die

Einbeziehung von möglichst vielen Betroffenen und Beteiligten am Prozess der

Realisierung von Online-Strafanzeigen. Das sind neben den Internetnutzern allgemein

vor allem die speziellen Online-Anzeiger, aber auch die leitenden Polizeiexperten,

polizei-interne Forschungsgruppen mit Internetbezug, die ausführenden

Polizeipraktiker und nicht zuletzt die berichtenden Medien und Internetdienste.

VI. Ausblick

Da das Instrument der Online-Anzeigen in seiner zentralen Funktions- und

Wirkungsweise in das gesamte Kommunikationssystem des Internets eingebettet ist

und dieses eigentlich nur im internationalen Rahmen adäquat zu erfassen ist, drängt es

sich bei dieser Thematik mehr oder weniger auf, nicht nur regional begrenzt, sondern

auch überregional und vor allem auch international vergleichend zu forschen. Zu

denken ist in diesem Zusammenhang an ein bundesweites bzw. europaweites

Forschungsprojekt unter Einbeziehung mehrerer (Bundes-) Länder und

Forschungsgruppen.
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• Kooperation mit kriminologischen und interdisziplinären Forschungsgruppen19, die

zum Thema „Internetdelinquenz“ Projekte planen (wie z.B. MPI Freiburg / Uni

Giessen/ Uni Köln)

• Einbeziehung von weiteren Bundesländern in die aktuelle Forschungskonzeption

(z.B. Berlin, Brandenburg, Baden-Württemberg)

• Einbeziehung von weiteren europäischen Ländern in zukünftige

Forschungsvorhaben (z.B. Niederlande, Österreich, Schweiz)

• Erörterung der Wünschbarkeit und Machbarkeit eines einheitlich strukturierten und

zentralen bundesweiten Online-Anzeige-Portals (wie z.B. in den USA)

Kontakt:

Dr. Werner Rüther

Universität Bonn

Kriminologisches Seminar

Adenauer Allee 24-42

53113 Bonn

Tel: 0228 73-3936

E-Mail: wruether@jura.uni-bonn.de

                                                          
19 In einem weiteren Zusammenhang sind hier auch die derzeit anstehenden Überlegungen zu einem
neuen Forschungsschwerpunkt „Prävention von Devianz rund um das Internet“ in Kooperation mit dem
„Deutschen Forum für Kriminalprävention“ (DFK) zu sehen. 


